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Das Landesschiedsgericht der Piratenpartei Nordrhein-Westfalen wird vertreten durch:
Nils

Feldeisen
Ersatzrichter

Karsten
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Gärtner
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Richter

Christian
Degen
Richter

Sandra
Scheck

Ersatzrichter

Stefan
Kupke

Ersatzrichter

In dem Verfahren

— Antragsteller —

gegen

Piratenpartei Deutschland Landesverband Bayern
Schopenhauerstr. 71, 80807 München
vorstand@piratenpartei-bayern.de,
vertreten durch
AV 1 ,
AV 2 und
AV 3 ,

—Antragsgegner —

wegen

Einspruch gegen die angebliche „Ordnungsmaßnahme“ auf vorläufige Hinderung an der Ausübung
der Rechte des Antragstellers vom 28.11.2015

hatdas Landesschiedsgericht derPiratenparteiNordrhein-WestfalendurchdieRichterMelanoGärtner
und Karsten Nerdinger und den Ersatzricher Nils Feldeisen am 01.05.2016 entschieden:

• DemEinspruchwirdstattgegeben.Die flankierendeMaßnahmedesAntragsgegners vom28.11.2015
zur Ordnungsmaßnahme vom 07.10.2015 wird aufgehoben.

• Der Antrag des Antragsgegners, den Antragwegen fehlender Aktivlegitimation abzuweisen, wird
abgewiesen.

• Der Antrag auf Anberaumung einer erneuten (fern)mündlichen Verhandlung wird abgewiesen.

I. Sachverhalt

Der Antragsteller wehrt sich gegen einen Beschluss des Antragsgegners, durch den er vorläufig an der
Ausübung seines passiven Wahlrechtes gehindert werde.

Der Landesvorstand hatte am 07.10.2015 gegen den Antragsteller die Ordnungsmaßnahme der Aber-
kennung der Fähigkeit ein Parteiamt zu bekleiden verhängt. Gegen diese Ordnungsmaßnahmewurde
am 11.10.2015 Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gestellt. Am 05.11.2015 lehnte das Landesschieds-
gericht Bayern diesen Antrag ab. Am 06.11.2015 wurde gegen diese Ablehnung sofortige Beschwerde
am Bundesschiedsgericht eingelegt. Am 24.11.2015 lehnte das Bundesschiedsgericht mit Beschluss
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BSGPP#100140127 die Beschwerde abmit der Begründung, dass kein Rechtsschutzbedürfnis bestehe,
da Ordnungsmaßnahmen gegen Personen erst am Ende des innerparteilichen Rechtsweges Wirkung
entfalten würden.

Aufgrund dieses Beschlusses des Bundesschiedsgerichtes beschloss der Landesvorstand Bayern am
26.11.2015, den Antragsteller von der Ausübung derjenigen Mitgliedsrechte auszuschließen, die eben
auch von der Ordnungsmaßnahme berührt sind. Der Beschluss wurde am 28.11.2015 schri�lich zuge-
stellt.

Der Antragsteller behauptet, dieser Beschluss verletze ihn in seinen Mitgliedsrechten und sei daher
aufzuheben. Es hatte kein Fehlverhalten seinerseits gegeben, dass denBeschluss begründe.Weiterhin
sei ihm keine Anhörung gewährt worden, die für die Beschlussfassung allerdings erforderlich sei.

Der Antragsgegner beantragt, die Anrufung als unzulässig abzuweisen. Hilfsweise beantragt er, eine
weitere mündliche Verhandlung anzuberaumen.

Der Antragsgegner führt aus, sein Beschluss vom26.11.2015 beschwere den Antragsteller nicht, da ent-
gegen der in anderen Verfahren geäußerten Ansicht des Bundesschiedsgerichtes Ordnungsmaßnah-
men unterhalb des Parteiauschlusses mit Zustellung wirksam würden. Das Einspruchsverfahren ent-
falte keineaufschiebendeWirkung.DerAntragsteller sei damitbereits seit derZustellungdesBeschlus-
ses der eigentlichen Ordnungsmaßnahme vom 07.10.2015 an der Ausübung seiner Rechte gehindert;
der später erfolgte Beschluss beschwere ihn nicht weiter.

Falls das Landesschiedsgericht dieser Argumentation nicht folge, sei zur Gewährleistung des rechtli-
chen Gehörs des Antragsgegners eine weitere Verhandlung anzuberaumen.

Mit Schreiben vom 08.12.2015 wendet sich der Antragsteller erneut an das Landesschiedsgericht Bay-
ern, welches am 28.12.2015 das Verfahren unter dem Aktenzeichen LSG BY C 4/15 erö�net.

Am 06.01.2016 stellt der Antragsteller Befangenheitsanträge gegen alle drei Verfahrensrichter, welche
abgewiesen wurden. Auf sofortige Beschwerde des Antragstellers hebt das Bundesschiedsgericht mit
Beschluss PP#100163528 vom 29.02.2016 die Entscheidungen über die Ablehnungsgesuche auf und
schließt die Richter Christian Reidel, Corinna Bernauer und Holger von Lengerich aus dem Verfahren
aus. Mit Beschluss unbekannten Datums erklärt sich das Landesschiedsgericht Bayern durch die Er-
satzrichter Maren Kammler und Verena Niebler gegenüber den Verfahrensbeteiligten und dem Bun-
desschiedsgericht in dem Verfahren für beschlussunfählig.

Am 03.03.2016 verweist das Bundesschiedsgericht mit Beschluss PP#100163528 das Verfahren an das
Landesschiedsgericht NRW.

Der Landesschiedsgericht NRWübernimmtdas Verfahrenmit Beschluss vom06.03.2016 und setzt den
Beteiligten eine Frist zum 27.03.2016 zum Austausch weiterer Schri�sätze.

Am 24.04.2016 findet eine fernmündliche Verhandlung statt. Diese erfolgt auf Antrag des Antragsteller
nichtö�entlich.
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Im Zuge der Verhandlung stellt die Beklagtenseite den Antrag, die Anrufung wegen fehlender Aktivle-
gitimation gemäß § 8 Abs. 1 S. 2 SGO als unzulässig abzuweisen.

II. Entscheidungsgründe

Der zulässige Einspruch ist begründet.

Das Landesschiedsgericht ist durch Verweisung zuständig, § 6Abs. 5 SGO.Der Antragsteller ist antrags-
berechtigt, § 8 Abs. 1 S. 2 Fall 3 SGO. Eine Schlichtung ist nicht erforderlich, § 7 Abs. 3 S. 1 Fall 2. Der
Einspruch ist fristgerecht eingelegt worden, § 8 Abs. 4 S. 2 SGO.

1. Ordnungsmaßnahmencharakter der Maßnahme
Die Maßnahme des Antragsgegners durch Beschluss vom 28.11.2015 stellt eine flankierende Maßnah-
me zur ebenfalls ausgesprochenen Ordnungsmaßnahme der Aberkennung der Fähigkeit ein Partei-
amt zu bekleiden auf zwei Jahre dar. Sie ist vom Einspruchsverfahren gegen die Ordnungsmaßnahme
unabhängig und selbständig angreifbar1. Dabei ist ein Einspruch gegen eine flankierende Maßnahme
analog dem Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme zu behandeln.

a. AufschiebendeWirkung des Einspruchsverfahrens
Die Ordnungsmaßnahme des Antragsgegners ist entgegen dessen Ansicht nicht mit deren Zustellung
wirksam geworden. Das schiedsgerichtliche Einspruchsverfahren gegen Ordnungsmaßnahmen ent-
faltet mindestens im Fall der Aberkennung der Fähigkeit ein Parteiamt zu bekleiden eine aufschieben-
de Wirkung.

Die aufschiebende Wirkung des Einspruchsverfahrens ergibt sich bereits aus der Möglichkeit der Par-
teien, auf Grund satzungsrechtlicher Bestimmungen den sofortigen Vollzug durch eine Eilmaßnahme
anzuordnen. Würden Ordnungsmaßnahmen auch während des Einspruchsverfahrens ihre Wirkung
entfalten, wäre diese Möglichkeit belanglos und stellte eine leere Norm dar.

Zu beachten ist weiterhin die übliche Länge von Einspruchsverfahren bis zur Rechtskra�. Diese ist in-
nerhalb der Piratenpartei, auch auf Grund verschiedener Vorschri�en der Schiedsgerichtsordnung die
verfahrensverlängernde Auswirkungen haben können, o� sehr hoch. So ist das Einspruchsverfahren
gegen die durch den Antragsgegner am 06.10.2015 beschlossene Ordnungsmaßnahme alleine in der
ersten Verfahrensinstanz bereits seit über sechs Monaten anhängig. Es wäre einem Mitglied nicht zu-
mutbar, dass es über einen solchen längeren Zeitraum automatisch ohne Eilbedür�igkeit oder sonsti-
ge schwerwiegende Gründe an der Ausübung seiner Rechte gehindert ist. Dies würde dem Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit widersprechen. Die Begründungspflicht undBeweislastmuss bei Eilmaßnah-
men auf Seiten des anordnenden Organs liegen; vomBetro�enen kann nicht verlangt werden, dass er
sich im Fall einer Ordnungsmaßnahme, für deren sofortigen Vollzug keine besonderen Gründe vorlie-

1vgl. Bundesschiedsgericht, Beschluss vom 22.05.2014,BSG 26/14-E A, S. 2; Bundesschiedsgericht, Urteil vom
13.02.2014,BSG 2013-11-01, S. 2.

https://github.com/Bundesschiedsgericht/BSG/raw/795e0fe/BSG%2026-14-E%20A.pdf
https://github.com/Bundesschiedsgericht/BSG/raw/ec16046fd9c00ae501af8425e16b7cefe4949a49/_Datei_BSG_2013-11-01.pdf
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gen, sowohl imEinspruchsverfahren gegendieMaßnahme selbst als auch zusätzlich durchAnträge auf
einstweilige Anordnung gegen die sofortige Wirksamkeit wehrt.

2. Zulässigkeit der flankierenden Maßnahme
Die flankierende Maßnahme ist hier unzulässig. Die Anordnung solcher Maßnahmen ist zwar grund-
sätzlich auch begleitend zu anderen Ordnungsmaßnahmen als dem Parteiausschluss möglich, dazu
bedarf es allerdings einer entsprechenden satzungsrechtlichen Ermächtigung2. An einer solchen Er-
mächtigungmangelt es hier.

a. Analoge Anwendung von § 6 Abs. 2 S. 3 BS
Eine analoge Anwendung der Regelung zu flankierendenMaßnahmen zumParteiausschlussverfahren
nach § 6 Abs. 2 S. 3 BS scheidet aus. Es fehlt bereits an einer planwidrigen Regelungslücke. Der Sat-
zungsgeber hat diese Regelung trotz der oben aufgezeigten Möglichkeit der Ausdehnung auf mehrere
Arten vonOrdnungsmaßnahmen bewusst nur für den Fall eines Parteiausschlussverfahrens getro�en.
An der Zuordnung der Regelung zumAbsatz, der ausschließlich das Parteiausschlussverfahren behan-
delt, ist erkennbar, dass eine Anwendung nur bei einem solchen erlaubt wird (Postulat der systema-
tischen Ordnung). Die Existenz dieser Regelung selbst zeigt indes, dass dem Satzungsgeber die Mög-
lichkeit zum Erlass derartiger Bestimmungen bekannt und bewusst war. Dass dennoch keine analoge
Bestimmung zu anderen Ordnungsmaßnahmen getro�en wurde, zeigt gerade, dass die Möglichkeit
der Anordnung flankierender Maßnahmen in diesen Fällen nicht beabsichtigt war.

Die aufschiebende Wirkung von Einsprüchen gegen Ordnungsmaßnahmen ist auch bereits seit 2011
ständigeRechtsprechungdesBundesschiedsgerichtes3. Es standdemSatzungsgegber sowohlaufBun-
desebene als auch imLandesverbandBayern seither frei, eineRegelung zu flankierendenMaßnahmen
in anderen Fällen zu tre�en. Dies ist nicht erfolgt. Im Gegenteil wurde erst nach Etablierung dieser
Rechtsprechung die entsprechende Ermächtigung in der Bundessatzung von den allgemeinen Rege-
lungen über Ordnungsmaßnahmen abgetrennt und den Regelungen zum Parteiausschlussverfahren
zugeordnet4.

Der Antragsgegner hat auch mit Schreiben vom 01.05.2016 selbst ausgeführt, dass er keine satzungs-
rechtliche Grundlage für die Anordnung solcher Maßnahmen in der Bundes- oder Landessatzung er-
kennen könne. Warum er dennoch eine solche Maßnahme beschlossen hat, entzieht sich dem Ver-
ständnis des Schiedsgerichtes.

Schon mit dem Wissen einen Beschluss zu fassen, der gegen aktuell geltender Bundessatzung ver-
stößt, widerstrebt dem demokratischen Grundgedanken der Piratenpartei. Das PartG sieht mit der In-
tegration eines Schiedsgerichtes in mindestens zwei Ebenen, sofern möglich, einen inerparteilichen
Rechtsweg vor. Analog kann man, auch wenn es sich hier lediglich um einen innerparteilichen Vor-
gang handelt, von der Präsumtion der Unschuld ausgehen bis der Rechtsweg ausgeschöp� ist. Siehe

2M. Morlok, Parteiengesetz. Nomos, 2. Auflage 2013, § 10 Rn. 16.
3BSG 2011-09-05-2, zuletzt in demmit dem hier geführten Verfahren verwandten Beschluss PP#100140127.
4Satzungsänderungsantrag 017 zur Tagung des Bundesparteitages am 28. und 29. April 2012 in Neumünster

https://wiki.piratenpartei.de/wiki/images/f/f9/BSG_2011-09-05-2.pdf
https://bsg.piratenpartei.de/2015/11/24/pp100140127-re-lsg-by-h-315-u-beschwerde-bzgl-\T1\textsection 11-abs-6-einstweilige-anordnung-pby1000000913/
https://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2012.1/Antragsportal/Satzungs�nderungsantrag_-_017
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auch Art. 14 Abs. 2 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte und Art. 6 Abs. 2 Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention5. Nicht zuletzt das Rechtsstaatsprinzip welches sich in Art. 20
Abs. 3 und Art. 28 Abs. 1 S. 1 Grundgesetz wiederfindet.

3. Anberaumung einer weiteren Verhandlung
Die Anberaumung einer weiteren Verhandlung ist nicht notwendig. Das rechtliche Gehör des Antrags-
gegners ist gewährleistet. So hatte er fast zwei Monate Zeit, sich schri�lich zum Verfahren zu äußern,
davon mindestens drei Wochen mit expliziter Fristsetzung eben dazu. Weiterhin fand eine fernmünd-
liche Verhandlung statt, bei der der Antragsgegner die Gelegenheit hatte, sich zu äußern. Dass der An-
tragsgegner sich trotz Au�orderung des Gerichtes auf Grund einer nicht begründeten Rechtsau�as-
sung nicht näher „zur Hauptsache selbst“ geäußert hat, verpflichtet Gericht und Antragsteller nicht zur
Durchführung einer weiteren Verhandlung.

Ausführungen zur Begründetheit der Maßnahme sind des Weiteren unerheblich, da selbige, wie oben
ausgeführt, bereits unzulässig ist.

4. Mitwirkende Richter
Da der Richter Christian Degen am Termin der Entscheidung beurlaubt war, nahm an seiner statt der
Ersatzrichter Nils Feldeisen teil, § 4 Abs. 3 S. 1 SGO.

5Art. 14 Abs. 2 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte und Art. 6 Abs. 2 Europäischen Menschen-
rechtskonvention

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl273s1533.pdf#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl273s1533.pdf%27]__1462114575045
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl252s0685.pdf#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl252s0685.pdf%27]__1462114899145
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl252s0685.pdf#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl252s0685.pdf%27]__1462114899145
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III. Rechtsmittel- / Rechtsbehelfsbelehrung

Nach § 13 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 SGO steht gegen dieses Urteil jedemVerfahrensbeteiligten die Berufung
zu, die binnen 14 Tage nach Erhalt des Urteils inklusiver Rechtsmittel- / Rechtsbehelfsbelehrung bei

Piratenpartei Deutschland
Bundesgeschä�sstelle
c/o Bundesschiedsgericht der Piratenpartei
Pflugstraße 9a
10115 Berlin (Mitte)
anrufung@bsg.piratenpartei.de

einzureichen und zu begründen ist. Der Berufungsschri� ist dieses Urteil samt Aktenzeichen beizufü-
gen.

Melano Gärtner
Berichterstatter

Karsten Nerdinger Nils Feldeisen
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